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betr. Abänderung des Geſetzes für die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 
Vom 14. November 1933. 

Auf Grund des § 1, Ziffer 43 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. April 1929 (G. Bl. S. 80, 123, 135), geändert durch 
das Geſetz vom 23. Juni 1931 (G. Bl. S. 650), wie folgt geändert: 

Artikel I 

Die Ämter der Mitglieder des Schwerbeſchädigten⸗Ausſchuſſes (S 17) erlöſchen mit der auf Grund 

des Art. III dieſer Verordnung erfolgten Berufung der neuen Mitglieder. 
Artikel II 

Die Berufsorganiſationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben die Vorſchläge für die Be⸗ 
rufung der neuen Mitglieder und ihrer Stellvertreter binnen zwei Wochen dem Senat einzureichen 
(8 17 Abſ. 2). 

Artfkel III 

Die Mitglieder des Schwerbeſchädigten⸗Ausſchuſſes werden vom Senat auf die Dauer von zwei 

Jahren ernannt. Ihr Amt beginnt mit dem Tage ihrer Ernennung (8 17 Abſ. 3). 
Artikel IV 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 14. November 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


249 Rechtsverordnung 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. 
Vom 24. November 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 49 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
(1) Wer erbkrank ift, kann durch chirurgiſchen Eingriff unfruchtbar gemacht (fterilifiert) werden, 
wenn nach den Erfahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft mit großer Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, 
daß ſeine Nachkommen an ſchweren körperlichen oder geiſtigen Erbſchäden leiden werden. 
(2) Erbkrank im Sinne dieſer Verordnung iſt, wer an einer der folgenden Krankheiten leidet: 
1. angeborenem Schwachſinn, 
2. Schizophrenie, 
3. zirkulärem (maniſch⸗depreſſivem) Irreſein, 
4. erblicher Fallſucht, 
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. erblihem Veitstanz (Huntingtonſche Chorea), 
erblicher Blindheit, 
erblicher Taubheit, 
ſchwerer erblicher körperlicher Mißbildung. 
(3) Ferner kann unfruchtbar gemacht werden, wer an ſchwerem Alkoholismus leidet. 


82 . 

(1) Antragsberechtigt iſt derjenige, der unfruchtbar gemacht werden ſoll. Iſt dieſer geſchäftsunfähig 
oder wegen Geiſtesſchwäche entmündigt, oder hat er das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, ſo 
it der geſetzliche Vertreter antragsberechtigt; er bedarf dazu der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts. In den übrigen Fällen beſchränkter Geſchäftsfähigkeit bedarf der Antrag der Zustimmung des 
geſetzlichen Vertreters. Hat ein Volljähriger einen Pfleger für ſeine Perſon erhalten, ſo iſt deſſen Zu⸗ 
ſtimmung erforderlich. 

(2) Dem Antrag it eine Beſcheinigung eines Arztes mit einer für das Gebiet der Freien Stadt 
Danzig anerkannten Approbation beizufügen, daß der Unfruchtbarzumachende über das Weſen und die 
Folgen der Anfruchtbarmachung aufgeklärt worden iſt. 

(3) Der Antrag kann zurückgenommen werden. 


8 3 
Die Unfruchtbarmachung können auch beantragen 
1. der beamtete Arzt, 
2. für die Inſaſſen einer Kranken⸗, Heil- oder Pflegeanſtalt oder einer Strafanſtalt der An⸗ 
ſtaltsleiter. 
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8 4 
Der Antrag it ſchriftlich oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle des Erbgeſundheitsgerichts zu 
ſtellen. Die dem Antrage zu Grunde liegenden Tatſachen ſind durch ein ärztliches Gutachten oder auf 
andere Weiſe glaubhaft zu machen. Die Geſchäftsſtelle hat dem beamteten Arzt von dem Antrage 
Kenntnis zu geben. 
Seh 
Zultändig für die Entſcheidung iſt das Erbgeſundheitsgericht. 


§ 6 

(1) Das Erbgeſundheitsgericht iſt dem Amtsgericht in Danzig anzugliedern. Es beſteht aus einem 
Amtsrichter als Vorſitzenden, einem beamteten Arzt und einem weiteren Arzt, der mit der Erbgeſund⸗ 
lehre beſonders vertraut und im Beſitze einer für das Gebiet der Freien Stadt Danzig anerkannten 
Approbation iſt. 

(2) Als Vorſitzender iſt ausgeſchloſſen, wer über einen Antrag auf vormundſchaftliche Genehmi⸗ 
gung nach 8 2 Abſ. 1 entſchieden hat. Hat ein beamteter Arzt den Antrag geſtellt, ſo kann er bei der 
Entſcheidung nicht mitwirken. 

8 7 

(1) Das Verfahren vor dem Erbgeſundheitsgericht iſt nicht öffentlich. 

(2) Das Erbgeſundheitsgericht hat die notwendigen Ermittlungen anzuſtellen; es kann Zeugen 
und Sachverſtändige vernehmen, ſowie das perſönliche Erſcheinen und die ärztliche Unterſuchung des Un⸗ 
fruchtbarzumachenden anordnen und ihm bei unentſchuldigtem Ausbleiben vorführen laſſen. Auf die 
Vernehmung und Beeidigung der Zeugen und Sachverſtändigen, ſowie auf die Ausſchließung und Ab⸗ 
lehnung der Gerichtsperſonen finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſinngemäße Anwendung. 
Arzte, die als Zeugen oder Sachverſtändige vernommen werden, ſind ohne Rücksicht auf das Berufs- 
geheimnis zur Ausſage verpflichtet. Gerichts- und Verwaltungsbehörden, ſowie Krankenanſtalten haben 
dem Erbgeſundheitsgericht auf Erſuchen Auskunft zu erteilen. 


8 8 
Das Gericht hat unter Berücksichtigung des geſamten Ergebniſſes der Verhandlung und Beweis⸗ 
aufnahme nach freier Überzeugung zu entſcheiden. Die Beſchlußfaſſung erfolgt auf Grund mündlicher 
Beratung mit Stimmenmehrheit. Der Beſchluß iſt ſchriftlich abzufaſſen und von den an der Beſchluß⸗ 
faſſung beteiligten Mitgliedern zu unterſchreiben. Er muß die Gründe angeben, aus denen die Unfrucht- 
barmachung beſchloſſen oder abgelehnt worden iſt. Der Beſchluß iſt dem Antragſteller, dem beamteten 
Arzt, ſowie demjenigen zuzuſtellen, deſſen Unfruchtbarmachung beantragt worden iſt, oder, falls dieſer 
nicht antragsberechtigt iſt, ſeinem geſetzlichen Vertreter. ’ 
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89 i 
Gegen den Beſchluß können die im § 8 Satz 5 bezeichneten Perſonen binnen einer Notfriſt von 
einem Monat nach der Zuſtellung ſchriftlich oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle des Erbgeſund⸗ 
heitsgerichts Beſchwerde einlegen. Die Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. Über die Beſchwerde 
entſcheidet das Erbgeſundheitsobergericht. Gegen die Verſäumung der Beſchwerdefriſt iſt Wiederein⸗ 
1 10 in den vorigen Stand in entſprechender Anwendung der Vorſchriften der Zivilprozeßordnung 
zuläſſig. 
§ 10 
(1) Das Erbgeſundheitsgericht wird dem Obergericht angegliedert. Es beſteht aus einem Mitglied 
des Obergerichts, einem beamteten Arzt und drei weiteren Arzten, die mit der Erbgeſundheitslehre be⸗ 
ſonders vertraut und im Beſitze von für das Gebiet der Freien Stadt Danzig anerkannten Appro⸗ 
bationen ſind. Für jedes Mitglied iſt ein Vertreter zu beſtellen. § 6 Abſ. 2 gilt entſprechend. 
(2) Auf das Verfahren vor dem Erbgeſundheitsobergericht finden 88 7 und 8 entſprechende An⸗ 
wendung. 
(3) Das Erbgeſundheitsobergericht entſcheidet endgültig. 


8 11 

(1) Der zur Unfrudtbarmadung notwendige chirurgiſche Eingriff darf nur in einer Krankenanſtalt 
von einem Arzt mit einer für das Gebiet der Freien Stadt Danzig anerkannten Approbation ausgeführt 
werden. Dieſer darf den Eingriff erſt vornehmen, wenn der die Unfruchtbarmachung anordnende Be- 
ſchluß endgültig geworden iſt. Der Senat beſtimmt die Krankenanſtalten und Arzte, denen die Aus⸗ 
führung der Anfruchtbarmachung überlaſſen werden darf. Der Eingriff darf nicht durch einen Arzt 
vorgenommen werden, der den Antrag geſtellt oder in dem Verfahren als Beiſitzer mitgewirkt hat. 

(2) Der ausführende Arzt hat dem beamteten Arzt einen ſchriftlichen Bericht über die Ausführung 
der Unfruchtbarmachung unter Angabe des angewendeten Verfahrens einzureichen. 


§ 12 

(1) Hat das Gericht die Unfruchtbarmachung endgültig beſchloſſen, ſo iſt ſie auch gegen den Willen 
des Anfruchtbarzumachenden auszuführen, ſofern nicht dieſer allein den Antrag geſtellt hat. Der be⸗ 
amtete Arzt hat bei der Polizeibehörde die erforderlichen Maßnahmen zu beantragen. Soweit andere 
Maßnahmen nicht ausreichen, iſt die Anwendung unmittelbaren Zwanges zuläſſig. 

(2) Ergeben ſich Umſtände, die eine nochmalige Prüfung des Sachverhalts erfordern, ſo hat das 
Erbgeſundheitsgericht das Verfahren wieder aufzunehmen und die Ausführung der Unfruchtbarmachung 
vorläufig zu unterſagen. War der Antrag abgelehnt worden, ſo iſt die Wiederaufnahme nur zuläſſig, 
wenn neue Tatſachem eingetreten ſind, welche die Unfruchtbarmachung rechtfertigen. 


§8 13 

(1) Die Koſten des gerichtlichen Verfahrens trägt die Staatskaſſe. 

(2) Die Koſten des ärztlichen Eingriffs trägt bei den der Krankenverſicherung angehörigen Per⸗ 
ſonen die Krankenkaſſe, bei anderen Perſonen im Falle der Hilfsbedürftigkeit der Kommunalverband. 
In allen anderen Fällen trägt die Koſten bis zur Höhe der Mindeſtſätze der ärztlichen Gebühren⸗ 
ordunng und der durchſchnittlichen Pflegeſätze in den öffentlichen Krankenanſtalten die Staatskaſſe. 


8 14 
Eine Anfruchtbarmachung, die nicht nach den Vorſchriften dieſer Verordnung erfolgt, ſowie eine 
Entfernung der Keimdrüſen ſind nur dann zuläſſig, wenn ein Arzt ſie nach den Regeln der ärztlichen 
Kunſt zur Abwendung einer ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit desjenigen, an dem er 
ſie vornimmt, und mit deſſen Einwilligung vollzieht. 


8 15 
(1) Die an dem Verfahren oder an der Ausführung des chirurgiſchen Eingriffs beteiligten Per⸗ 
ſonen ſind zur Verſchwiegenheit verpflichtet. 
(2) Wer der Schweigepflicht unbefugt zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre 
oder mit Geldſtrafe beſtraft. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Den Antrag kann auch der 
Vorſitzende ſtellen. 5 
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§ 16 
Die Mitglieder des Erbgeſundheitsgerichtes und des Erbgeſundheitsobergerichtes ſowie ihre Ver⸗ 
treter werden vom Senat jeweils auf die Dauer von drei Jahren ernannt. 
8 17 
Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung, Ausführung und Ergänzung dieſer Verordnung 
Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 
§ 18 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1934 in Kraft. 


Danzig, den 24. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Kluck 
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zur Abänderung des Geſetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden 
(Zuſtändigkeitsgeſetz) vom 1. Auguſt 1883 (G. S. S. 237). 
Vom 21. November 1933. 


Auf Grund des 8 1 Ziffer 10 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
§ 114 des Zuſtändigkeitsgeſetzes in der Faſſung der Rechtsverordnung zur Verihtfuding der Ver⸗ 
waltung (Verwaltungsgerichtsbarkeit) vom 7. 1. 1927 Artikel II § 1 wird wie folgt geändert: 


5 e 1a Ziffer 2 werden folgende ar zugeſetzt: „ſowie des ee (8 34 5 
ew. O.)! 


Ar ti i kel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 21. November 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


